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betreffend Umsetzung des Behindertenkonzeptes 
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b4~ IJ 

Die Abgeordneten beziehen sich auf das am 22. Dezember 1992 

beschlossene .. Behindertenkonzept der österreichischen Bundesre­

gierung. Das 8ehindertenkonzept enthalte wohl konkrete zielset­

zungen für viele Bereiche, doch fehle es an einem zeitrahmen für 

deren Verwirklichung. 

Fragen: 

1. Welche Punkte des Behindertenkonzeptes der Bundesregierung 

werden in Ihrem Bereich 1995 verwirklicht? 

2. Wie sieht. der weitere Zeitplan für die Umsetzung des Behin­

dertenkonzeptes der Bundesregierung aus? 

Antwort zu den Fragen 1 und 2: 

Zu Kapitel 2 des Behindertenkonzeptes: 

Das Rehabilitationssystem in der Sozialversicherung soll gemäß 

dem Arbeitsübereinkommen der Regierungsparteien vom November 

1994 nach einheitlichen Grundsätzen gestaltet werden, um Un­

gleichbehandlungen der Berufsgruppen bei gleichem Rehabilita­

tionsbedarf auszuschließen. Rehabilitationslücken bei Krebser-
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k~ankungenund im Schlaganfallbereich sind zu schließen. Zu 

diesem Behufe sollen die Rehabilitationszentren und Kuranstalten 

der Soz ial versicherungsträger .. bis Ende 1996 in e1ner Holding 

beim Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 

zusammengefaßt werden. 

Mit dem Beit~itt z~r Europäischen Union nimmt österreich an der 

europaweitenD~tenbank technischer Hilfsmittel "Handynet" teil. 

Im Rahmen dieses Projektes w.erden in der Nationalen Koordina­

tionsstell e Handynet Abteil ung IV! 11 des Bundesminister iums 

für Arbeit .und . Soziales .... die vorhandenen Daten der zentralen 

Hilfsmittelberatungsstelle aktualisiert und klassifiziert. 

Weiters wird bundesweit 1n enger Zusammenarbeit mit einzelnen 

Rehabilitationseinrichtungen, Beratungsstellen und Produzenten 

ein Netz sogenannter Sammelstellen. aufgebaut, um so eine lücken­

lose Dokumentation aller am österreich ischen Markt erhältlichen 

technischen Hilfsmittel sicherzustellen. Diese Datenbank - auf 

CD-ROM Datenträger - kann im Gegenzug zweimal jährlich aktuali­

siert den beratenden Einrichtun~en zur Verfügung gestellt wer­

den. 

Eine EDV-Ausstattung aller Bundessozialämter zur Nutzung dieses 

Informationssystems bei der Beratung behinderter Menschen, 

insbesondere bei Fragen der beruflichen Integration, wird vor­

aussichtlich Ende 1995 abgeschlossen sein. 

Wegen Termingebundenheit di~ses Projektes an das HELIOS-Büro in 

Brüssel kann die Einhaltung des beabsichtigten Zeitplanes nicht 

sicher gewährleistet werden. Mitte April wird mit der Datenein­

gabe begonnen werden. Im 2. Halbjahr 1995 wird die erste CD-ROM 

Handynet mit österreichischen Daten ~rwartet. 

Vom Rat der Europäischen Union wrirde im Herbst 1994 die Techno­

logie-Initiative für Behinderte und ältere Menschen (TIDE) als 

Teil des Programmes für Telematikanwendungen angenommen (Lauf­

zeit bis 1998). Ziel des Programmes ist die Nutzbarmachung von 

Telekommunikation und Informatik für praktische Verbesserungen 
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in verschiedenen Lebensbereichen. TIDE soll über gemeinschaft­

liche Entwicklungen die nationale Zersplitterung des Hilfsmit­

telmarktes aufbrechen helfen. Damit sollten die Hilfsmittel 

billiger uhd derart die soziale und wirtschaftliche Eingliede­

rung behinderter Menschen gefördert werden. Auch an diesem 

Programm nimmt österreich ab 1995 teil. 

Zur Stärkung des Servicegedankens und zur Erleichterung des 

Zugangs zu umfassender Sozialberatung wurde Anfang März in allen 

Bundesämtern für Soziales und Behindertenwesen eine Kurzrufnum­

mer (1775) eingerichtet, unter der der Sozialservice des jewei­

ligen Bundessozialamtes erreichbar ist. 

Zu Kapitel 3 des Behindertenkonzeptes: 

Die beabsichtigte Einrichtung von Beratungsdiensten für Kinder 

und Jugendliche in allen Bundesländern kann nur in kleinen 

Schritten verwirklicht werden, weil zum einen die erforderlichen 

Dienstposten nicht vorhanden sind und zum anderen budgetär 

vorzusorgen ist. Zudem ist die Einrichtung di~ser Beratungsdien­

ste nur in Zusammenarbeit mit der jeweiligen Landesregierung und 

im Einvernehmen mit dem Bu~desministerium für Jugend und Familie 

möglich. 

Zu KapitelS des Behindertenkonzeptes: 

Im Jahre 19~5 werden im Rahmen des seit 1.7.1994 geschaffenen 

Arbeitsmarktservice Grundlagen für die Verbesserung der Qualifi­

zierung behinderter Personen sowie der Verbesserung der Berufs­

wahl von.lern- und geistig behinderten Persorien geschaffen. 

Insbesondere werden Einrichtungen zur Qualifizierung von behin­

derten Personen evaluiert und die Ergebnisse in die weitere 

Planung eingebaut. Zur besseren Unterstützung der Berufswahl von 

lern- und geistig behinderten Personen werden Handlungsanlei­

tungen für BeraterInnen im Arbeitsmarktservice sowie Lehterlnnen 
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entwickelt. Für behinderte Personen wird weiters e1ne Informa­

tionsbroschüre zur Unterstützung der beruflichen Integration 

hergestell t; für behinderte AusländerInnen werden spezif ische, 

auf ihre besondere Lage abgestimmte Maßnahmen vorbereitet. 

Mit Stichtag 21.3.1995 werden in österreich im Auftrag des 

Arbeitsmarktservice zusätzlich zu den Maßnahmen im BBRZ 32 

Maßnahmen für die Zielgruppe "Behinderte Personen" durchgeführt. 

Davon 19. Maßnahmen im Bereich Berufsorientierung, -vorbereitung 

oder Berufsfindung mit einer Kapazität von ca. 470 Kursplätzen 

und 13 qualifizierende Maßnahmen für ca. ~10 TeilnehmerInnen. 

Grundsätzlich sind alle vom Arbeitsmarktservice in Auftrag 

gegebenen Maßnahmen zur beruflichen Integr~tion (Orientierungs-, 

Ausbi ldungs-, Wei terbi ldungs-,·· Trainings':'" und Job-Finding-Maß­

nahmen) auch für behinderte Personen zugängl ich und es werden 

vermehrt ~nstrengungen unternommen, Ausbildungsstätten behinder­

tengerecht zu adaptieren, so z.B. im Schulungszentrum Fohnsdorf, 

wo 1995 S 2,195.000,-- für dies~n Zweck bereitge~tellt werden. 

1996 werden im Arbeitsmarktservice Zielsetzungen für die Betreu­

ung behinderter Personen im ,Zusammenhang mit der Berufsorientie­

rung und· Berufswahl sowie der Vermi ttl ung auf Arbeitsplätze, 

einschließI ich Vermi ttl Ungsunterstützung ausgearbeitet. Die 

Umsetzung dieser Richtlinien in den Regionalen Geschäftsstellen 

wird durch Controlling begleitet. 

Psychisch behinderte Personen werden vor allem 1m Rahmen der 

Arbeitsassistenz schwerpunktmäßig unterstützt. 

Da auch im Behindertenkonzept .der österreichischen Bundesregie­

rung dem Zugang zU allgemeinen Ausbildungsmöglichkeiten der 

Vorrang gegenüber Sondereinrichtungen gegeben wird, wird das 

Arbeitsmarktservice die Flexibilisierungder Aus- und Weiterbil­

dungen auch in den nächsten Jahren weiterbetreiben, um dadurch 
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Qualifizierungsmaßnahmen zu erhalten, die auf die individuellen 

Bildungsbedürfnisse der SchulungsteilnehmerInnen abgestellt 

sind. Dies bez~eht sich einerseits ~uf die in~ividuelle Gestal­

tung von Ausbildungsplänen (Berücksichtigung von Vorkenntnissen, 

Mög 1 ichkei t des Förder- und Stützungsunterrichtes ), aber auch 

auf die Möglichkeit des flexiblen Einstieges in modulare Ausbil­

dungen, wodurch sich die Wartezeiten auf Kurse verkürzen bzw. 

zur Gänze. wegfallen~ 

Eine laufende überprÜfung und Anpassung der Angebote an die 

Erfordernisse des Arbeitsmarktes ist für alle Maßnahmen im 

Auftrag des Arbeitsmarktservice verpflichtend· und wird in Zu­

kunft durch die Entwicklring und Eiriführung eines Controllingsy­

stems noch verstärkt werden. 

Für 1996 ist weiters eine intensive Beschäftigung m~t der Ver­

besserung der Methodik und Didaktik vorerst in den Schul ungs­

zentren des Arbeitsmarktservice geplant. In Pilotprojektform 

sollen nun auch moderne Unterrichtsmethoden wie Leittext oder 

Projektunte~richterprobtwerden und bei erfolgreicher Initiie­

rung für Bildungsmaßnahmen als Qualitätsstandards angesehen 

werden. 

Berufsorientierungsmaßnahmen sollen auch in Zukunft verstärkt 

dort angeboten werden, wo sie regional besonders benötigt wer­

den. 

Dazu werden Qualitätsnormen und Leistungsbeschreibungen ent­

wickelt, die die Ausschreibung von Berufsorientierungsmaßnahmen 

und die . Beauftragung von Einrichtungen mit der Durchführung 

normieren und vereinfachen. 

Zu Kapitel 6 des Behindertenkonzeptes: 

Grundsätzlich möchte ich. hier darauf hinweisen, daß die Förde­

rung der Beschäftigung ~önBehinderten ein großes Anliegen 

meines Ressorts ist. Das zeigt ~ich schon daran, daß im gesamten 
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Ressortbereich mit stand vom 1. Februar 1995 bei einer Pflicht­

zahl von 117 insgesamt 496 begünstigte Behinderte beschäftigt 

waren (Zahlen noch einschließlich des Arbeitsmarktservice), die 

Einstellverpflichtung also bei weitem übererfüllt wurde. In den 

Arbeitsmarktpolitischen Ziel vorgaben für das Arbeitsmarkt-

service 1~95 habe ich die Förderung der Beschäftigung von Behin­

derten als Schwerpunkt vorgegeben. Al seine zen·trale Maßnahme 

sei hier die Förderung des BBR~ erwähnt, in dem Behinderte nach 

der medizinischen Rehabilitation für den Beruf und Arbeitsmarkt 

vorbereitet und qualifiziert werden. Daneben steht eine Reihe 

von Förderungsinstrumenten zur Erleichterung der Eingl iederung 

Behinderter in den Arbeitsprozeß zur Verfügung. Besonders möchte 

ich dabei auf die sozialökonomischen Betriebe hinweisen I die 

sich in Zukunft verstärkt der Wiedereing I iederung behinderter 

Arbeitskräfte 1n den Arbeitsmarkt widmen werden. Auf melne 

Initiative wird der Ausgleichstaxfonds 1995 mit 50 Mio Saus 

den Mitteln der eigenständigen Organisation des Arbeitsmarkt­

service aufgestockt, um den Ausbau der Geschützten Werkstätten 

vorantreiben zu können. Im Rahmen des Europäischen Sozialfonds 

und der Gemeinschaftsinitiative HORIZON wird ein erheblicher 

Teil der Förderungsmittel der beruflichen Eingliederung behin­

derter Menschen zugute kommen. Diesbezüglich haben Sie elne 

weitere Parlamentarische Anfrage Nr. 700/J vom 9.3.1995 ge­

stell t. Daher werde ich in der gegenständl ichen Beantwortung 

auf diesen Teil verzichten. 

Die im Jahre 1992 als Modellversuche eingerichteten zwei Projek­

te für die Arbeitsassistenz in Linz und Mistelbach (NÖ) werden 

auch im Jahre 1995 weitergeführt. weiters werden derzeit von den 

Bundessozialämtern mit den Landesgeschäftsstellen des Arbeits­

markts.ervice, den Ländern und potentiellen Projektträgern Ge­

spräche über die Errichtung weiterer Arbeitsassistenzprojekte 

geführt. Für die weiteren Jahre ist eine bedarfsorientierte 

Ausweitung der Arbeitsassistenz auf ganz österreich geplant. 
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Im Bereich der Geschützten Werkstätten werden im Jahre 1995 

folgende Aktivitäten realisiert bzw. befinden sich im Stadium 

.der.Planung: 

In Steyr wird eine Betriebsstätte der Geschützten Werkstätte 

Oberösterreich, in Trieben eine weitere Betriebsstätte der 

Geschützten Werkstätte Steiermark und in Vomp/Schwaz in Tirol 

ein Zubau zur Geschützten Werkstätte errichtet. Im Stadium der 

Planung befinden sich die Neuerrichtung der Geschützten Werk­

stätte Oberösterreich in Linz und ein Zubau zur Geschützten 

Werkstätte Wr~ Neustadt. 

Ein weiterer bedarfsorientierter Ausbau der Geschützten Werk­

stätten ist b~absichtigt. 

Die Unterstützung von Initiativen zur Einrichtung von Arbeits­

gruppen behinderter Menschen in Betrieben der freien Wirtschaft 

wird auch im Jahre 1995 durch Förderungen aus den Mitteln des 

Ausgleichstaxfonds im Rahmen von Sonderprogrammen fortgesetzt .. 

Ferner werden auch - wie in den vergangenen Jahren - sonstige 

zur Vorbereitung von Behinderten auf eine berufliche Eingliede­

rung geeignete Einrichtungen und Selbsthilfebetriebe für behin­

derte Menschen gefördert. Mit. diesen· Förderungsinstrumentarien 

soll auch zukünftig Dienstgebern ein Anreiz geboten werden, 

besonders für schwerbehinderte Menschen geeignete Arbeits- und 

Ausbildungsplätze einzurichten. 

Zusätzlich zu den bereits bestehenden Förderungsinstrumentarien 

wird im Jahre 1995 durch die Einführung einer Einstellungsbei­

hilfe aus den Mitteln des Ausgleichstaxfonds Dienstgebern ein 

weiterer Anreiz geboten, begünstigte Behinderte einzustellen. 

Von den Bundessozialämtern .werden mit den Landesgeschäftsstellen 

des Arbeitsmarktservice und den Ländern sowie den anderen Reha­

bilitati6nsträgern laufend Gespräche geführt, um die Koordina­

tion im Ber~ich deY beruflichen Rehabilitation weiter zu verbes-

sern. 
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Zur besseren Beratung und Integration behinderter Menschen in 

den Arbeitsprozeß werden BeraterInnen des Arbeitsmarktservice 

speziell ausgebi Idet. Im Rahmen der geziel ten Bemühungen zur 

Verbesserung und Intensivierung der Aus- und Weiterbildung der 

MitarbeiterInnen des Arbeitsmarktservice bildet die gezielte 

Qual ifizierun9 der Reha-BeraterInnen . einen besonderen Schwer­

punkt. 

Neben Spezialseminaren zur Weiterbildung 

wurde ein eigener Lehrgang für diese 

entwickelt und eingerichtet. 

auf regionaler Ebene 

MitarbeiterInnengruppe 

Ziel dieses Lehrganges in modularer Form ist die Weiterentwick­

lung der speziellen Beratungskompetenz im Bereich der berufli­

chenRehabilitation. Die einzelnen Module umfassen dabei Themen 

wie "Organisation der beruflichen Rehabilitation für Neueinstei­

gerInnen in die Rehaberatung", "Medizinische Grundlagen auf dem 

Gebiet der Rehabilitation" sowie "Berufskunde für Rehaberater­

Innen". Der Lehrgang und die· einzelnen Module werden laufend 

evaluiert und. den erforderlichen Gegebenheiten angepaßt. 

Zusätzlich .werd~nih speziellen einwöchigen Weiterbildungssemi­

naren zum Thema "Umgang mit Problemen in der Beratung" Hilfe­

stellungen und Lösungsstrategien für Ratsuchende mit besonderen 

Problemlagen erarbeitet. 

Darüber hinaus wird im Zusammenhang mit der generellen Reform 

der Grund~usbildung in Richtung eines der beruflichen Tätigkeit 

vorangestellten Ausbildungslehrgangs auf diesen Them~nkomplex 

und die sich· dabei ergebenden AufgabensteIlungen für die Bera-

.terInnen besonder~ eingegangen. 

Zu Kapitel 7 des Behindertenkonzeptes~ 

Mit 1. Jänner 1995 ist das ArbeitnehmerInnenschutzgesetz 

(ASchG), BGB1.Nr. 450/1994, in Kraft getreten. Gemäß § 6 Abs. 5 
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ASchG ist der Arbeitgeber· verpflichtet, bei Beschäftigung von 

behinderten Arbeitnehmern auf deri körperlichen und geistigen 

Zustand jede mögliche Rücksicht zu nehmen. Das Arbeitsinspekto­

rat hat dieBe~chäftigung behinderter Arbeitnehmer mit Arbeiten, 

die für sie auf Grund ihres körperlichen oder .geistigen Zustan­

des elne Gefahr bewirken· können, durch Bescheid zu untersagen 

oder von bestimmten Bedingungen abhängig zu machen. Bei der 

verpflichtenden Ermittlung und Beurteilung der Gefahren für die 

Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer sind auch besonders 

gefährdete oder· schutzbedürftige Arbeitnehmer zu berücksichti-
. . 

gen. Eine Verordnung über· diese Evaluierungsverpf I ichtung soll 

noch 1995 erlassen .werden • Die behindertengerechte Gestaltung 

von Arbeitsstätten soll in einer neuen Arbeitsstättenverordnung 

geregelt werden. Das Konzept für diese Verordnung wird im März 

oder April 1995 dem Arbeitnehmerschutzbeirat zur Beratung vorge­

legt. 

Die Verpf I ichtung zur Einrichtung von Präventivdiensten - Si­

cherheitsfachkräfte und Arbeitsmediziner ist für alle Be­

triebsstätten durch einen Stufenplan bis zum Jahr 2000 vorgese­

hen. 

Gemäß dem Arbeitsübereinkommen ist unter der Leitung der Bundes­

ministerin für Gesundheit und Konsumentenschutz, des Bundesmini­

sters für Arbeit. und Soziales und des Bundesminister~ für wirt­

schaftlieheAngelegenheiten eine Arbeitsgruppe mit den Sozial­

partnern zu konstituieren ,.welche Modelle zur Freizeitversiche-
. .. 

rung und zur HaushaI tsversicherung bis zum Sommer 1995 ent-

wickeln soll. 

Zu Kapitel 11 des Behindertenkonzeptes: 

Mit der Novelle zum Bundesbehindertengesetz (BBG), BGBl.Nr. 

26/1994 habe ich. die gesetz 1 iehen· Rahmenbedingungen für eine 

Ausweitung der Fahrpreisermäßiguhg auch auf die Bundesbusdienste 
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bzw. andere. Verkehrsunternehmungen des öffentl ichen Verkehrs 

geschaffen. Für den Abschluß entsprechender Vereinbarungen mit 

den Unternehmungen des öffentlichen Verkehrs zeichnet jedoch der 

Bundesminister für öffentl iche Wirtschaft und Verkehr verant­

wortlich. 

Da ich die Ausweitung der Fahrpreisermäßigung für behinderte 

Menschen für ein sozialpolitisch begründetes Anliegen halte, 

werde ich mich auch weiterhin im Rahmen meiner Möglichkeiten für 

ihre Realisieiung einsetzen. 

Zu Kapitel 12 des Behindertenkonzeptes: 

Nach der Aufhebung der den Kündigungsschutz betreffenden Rege­

lungen des Behinderteneinstellungsgesetzes durch den Verfas­

sungsgerichtshof wurde mit der Novelle zum BEinstG, BGBI.Nr. 

313/92, der besondere Bestandsschutz für behinderte Arbeitnehmer 

auf eine verfassungskonforme gesetzliche Grundlage gestellt. Die 

Einrichtung einer nach den Grundsätzen einer Ko llegia 1 behörde 

mit richterlichem Einschlag konstruierten Berufungskommission 

hat sich durchaus bewährt. 

Abschließend möchte ich feststellen, daß ich die arbeitsrechtli­

che Sondernbrm deS Kündigungsschutzes weiterhin für ein unver­

zichtbaresInstrumentderArbeitimarktpolitik für behinderte 

Menschen·halte. 

Zu Kapitel 13 des ~ehindertenkonzeptes: 

Mit 1. Juli 1995 wird eine Novelle des Bundespflegegeldgesetzes 

in Kraft treten (BGBI .Nr.. 131/1995), mit der die gericht I iche 

Uberprüfbarkelt der Stufen 3 bis 7 Vorgezogen wird (ursprüngli-­

cher Termin· 1. Jänner 1997) • Damit kann gegen Entscheidungen 

über Pflegegeldanträge, die nachdem 30~ Juni 1995 fallen, Kl~ge 

vor dem Arbeits- und Sozialgericht erhoben werden. 
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Nach der Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über gemelnsame Maß­

nahmen des Bundes und der Länder für pflegebedürftige Personen 

müssen die Länder bis 31.12.1996 Bedarfs- und Entwicklungspläne 

entsprechend Anla~e B der Vereinbarung erstellen und die Versor­

gungslücken in drei Etappen (je ein Drittel bis zu den Jahren 

2000, 2005 und 2010) abdecken. 

Zu Kapitel 14 des Behindertenkonzeptes: 

Hinsidhtlich der Errichtung einer Gleichbehandlungskommission 

für behinderte Menschen werden derzeit im Bundesministerium für 

Arbeit und Soziale~ Vorarbeiten geleistet. 

Der EU-Beitritt ermöglicht österreich die gleichberechtigte 

Teilnahme an den Behindertenprogrammen der EU: Das Programm 

HELIOSII zielt in erster Linie auf verbesserten Informations­

austausch zwischen den Behindertenorganisationen und auf ver­

mehrte Sensibilisierung der öffentlichkeit ab. österreich ist 

seit Jänner 1995 in allen Arbeitsgruppen vertreten und nimmt 

auch an den anderen Aktivitäten des Erfahrungs- und Informa­

tionsaustausches teil. Eirie verstärkte öffentlichkeitsarbeit 

wird auch im Rahmen der Gemeinschaftsinitiative HORIZON erfol-

gen. 

Die bereits erwähnten Programme HELlOS 11 und TIDE werden auch 

zu verstärkter . Forschung. und. Entwicklung zur Verbesserung der 

Lebensbedingungen behinderter Menschen führen. 

Um das Angebot der Bundesämter für Soziales und Behindertenwesen 

der Bevölkerung näherzubringen, wird derzeit eine Broschüre 

erstellt, die vor allem über Multiplikatoren (z.B. Sozialakade­

mien; praktische Ärzte ) verteilt werden soll. Diese Broschüre 

mit dem Titel "Ein Fall für das Bundessozialamt?" wird noch vor 

dem Sommer vorliegen und über die Bundessozialämter zu beziehen 

sein. Damit soll vor allem behinderten Menschen gezielte Infor­

mation über ihre Rechte und Mögl ichkeiten angeboten we.rden. Der 
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Kurs der Budgetkonsolidierurig läßt Maßnahmen des "social adver­

tising" 1n einer Dimension, die das angestrebte Ziel nicht von 

vornherein verfehlt, derzeit nicht zu. 

Hinsichtlich der Umsetzung des Behindertenkonzeptes der öster­

reichischen Bundesregierung kannUber das Gesagte hinaus kein 

Zeitplan angegeben werden. 

Der Bundesminister: 
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